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DER PRÄSIDENT IM GESPRÄCH MIT... 

Hubert Aiwanger, Landtags-
abgeordneter und Landesvor-
sitzender der Freien Wähler, 
war zu Gast im „Haus der 
bayerischen Jäger“. Aiwanger 
ist auch Vorsitzender der BJV-
Kreisgruppe Rottenburg und 
Mitglied des BJV-Landesaus-
schusses. Als Landwirt und 
Jäger sind ihm die Themen 
rund um Landwirtschaft und 
Jagd geläufi g, und die Liste 
der offenen Wünsche ist lang. 
So fordert er mehr Transpa-
renz beim Vegetationsgutach-
ten: Die Beteiligten müssten 
sich über die Erhebungs-
standorte und Ergebnisse in-
formieren können, sagte er. 
Erforderlich ist seiner Mei-
nung nach eine Weiterent-
wicklung der Forstlichen Gut-
achten. Hier solle auch 
danach gefragt werden, wie 
viele standortgemäße Baum-
arten durchkämen, und ob 
damit die waldbaulichen Zie-
le erreicht würden, so Aiwan-
ger. Er drückte zudem Zwei-
fel darüber aus, ob die 
Jagdabgabe von über einer 
Million Euro jährlich tatsäch-
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lich im Sinne der Jäger einge-
setzt werde oder in teils un-
sinnige Projekte fl ieße. „Wir 
Jäger drücken Gelder ab, über 
deren Vergabe andere bestim-
men“, kritisierte er. Die von 
der bayerischen Staatsregie-
rung geforderten Nachtziel-
geräte lehnt Aiwanger ab. Im 
Gegenzug fordert er das Un-
ternehmen Bayerische Staats-
forsten auf, sich unkompli-
zierter an Drückjagden auf 
Schwarzwild zu beteiligen 
und hierbei auf den Abschuss 
von Rehen zu verzichten. An-
sonsten kämen viele Schwarz-
wildjagden nicht zustande.
An den BJV wandte er sich 
mit der konkreten Bitte, Se-
minare zur Bejagung des Bi-
bers anzubieten. Der Biber, so 
Aiwanger, sei in verschiede-
nen Landesteilen ein großes 
Problem. Die Jäger würden 
immer häufi ger hinzu geru-
fen, um die Sonderabschuss-
genehmigungen der Landrats-
ämter vor Ort umzusetzen. 
Hierbei könnten fachliche 
Tipps von erfahrenen Biberjä-
gern hilfreich sein.  B. Ettl

BJV in Berlin: Regierungsparteien stehen 
hinter dem Bundesjagdgesetz

Eine Novellierung des Bun-
desjagdgesetzes ist in dieser 
Legislaturperiode nicht zu 
erwarten. Das ging nicht 
nur aus einer Antwort der 
Bundesregierung hervor 
(vgl. JiB 10/10), sondern war 
auch eine der Informatio-
nen, die BJV-Präsident Prof. 
Dr. Jürgen Vocke und Ge-
schäftsführer Dr. Joachim 
Reddemann aus Berlin mit-
brachten. Dort hatten sie 
sich unter anderem mit der 
FDP-Abgeordneten Dr. Chris-
tel Happach-Kasan (Bild un-
ten) getroffen. Sie betonte in 
einem Gespräch ausdrück-
lich, dass an eine Novellie-
rung des Bundesjagdgeset-
zes nicht gedacht sei. Die 
Liberalen erachteten dies 
nicht als notwendig.

Unterstützung für das Bun-
desjagdgesetz äußerte auch 
Dr. Hans-Peter Friedrich, 
Vorsitzender der CSU-Lan-
desgruppe im Bundestag 
(Bild oben, 2. v. r.), bei einem 
Treffen mit den BJV-Vertre-
tern. Begleitet wurde er von 
Dr. Max Lehmer, Mitglied im 
Agrarausschuss des Bundes-
tags (r.). 
Trotz der eindeutigen Posi-
tionierung der Regierungs-
parteien veranstaltete die 
Partei Bündnis 90/Die Grü-
nen am 26. November in 
Berlin ein Fachgespräch mit 
dem Thema „Der Wald-Wild-
Konfl ikt – welches Jagdrecht 
braucht der Wald“. 
Die SPD-Fraktion fragte im 
Bundestag an, mit welcher 
Zielrichtung die Waldstrate-
gie 2020 „die wirtschaftli-
chen Folgen überhöhter 
Schalenwildbestände und 
die Notwendigkeit angepass-
ter Wilddichten für die Ver-
jüngung der Baumarten na-
türlicher Waldgesellschaften 
ohne Hilfsmittel“ aufgreifen 
werde. 

Dank zähem Einsatz des BJV: 
„Grünes Licht“ für Wildwarnrefl ektoren 

Das bayerische Innenminis-
terium hat keine Bedenken 
gegen die Anbringung von 
farbigen Wildwarnrefl ekto-
ren an Straßenpfosten. Das 
teilte Innenstaatssekretär 
Gerhard Eck, MdL, nach Aus-
wertung eines mehrjährigen 
Modellversuchs in Oberfran-
ken mit. 

„Der vorliegende Schluss-
bericht kommt zu der 
Bewertung, dass die Ver-
kehrssicherheit auf den 
Versuchsstrecken nicht be-
einträchtigt wurde. Damit 
besteht nun für Jäger in 
ganz Bayern die Möglich-
keit, Leitpfosten mit solchen 
Refl ektoren zu versehen.“ 

Das bayerische Finanzminis-
terium plant, die Gebühren 
für Vorgänge des Waffen-
rechts zu erhöhen. Deutlich 
teurer wird zum Beispiel die 
Erlaubnis zum Verbringen 
einer Waffe ins Ausland: 
Hier kann die Behörde künf-
tig eine Gebühr von bis zu 
500 Euro verlangen. 

Der BJV hat sich bereits im 
Mai gegen die Erhöhungen 
und die geplanten Rahmen-
sätze ausgesprochen. Nun 
haben auch die Fraktion 
Freie Wähler sowie Abgeord-
nete von CSU und FDP im 
Bayerischen Landtag Anträ-
ge gegen die Gebührenanhe-
bung eingebracht. 

Landtagsfraktionen übernehmen 
Forderungen des BJV zu Waffengebühren
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Verbändeallianz des BJV diskutierte 
mit Ministerpräsident Seehofer

Vertreter der „Allianz für 
Heimat und Ehrenamt“, ei-
nes Zusammenschlusses von 
elf Traditionsverbänden auf 
Initiative des BJV, trafen sich 
zu einem Gespräch mit Mi-
nisterpräsident Horst Seeho-
fer (i. Bild 3. v. r.). Unter ih-
nen war auch BJV-Präsident 
Jürgen Vocke (2. v. r.), der 
das Treffen mit initiiert hat-
te. Die Allianz, die über 1,6 
Millionen Mitglieder vereint, 
steht für mehr Eigenverant-
wortung und weniger Büro-
kratie, um dem einzelnen 
Bürger wie auch den Verei-
nen mehr Gestaltungsfrei-
heit einzuräumen.
Die Verbandsvertreter nutz-
ten die Möglichkeit, dem 
Ministerpräsidenten wichti-
ge Anliegen zu schildern 
und über Lösungsansätze zu 
beraten. Für Vocke stand die 
nicht enden wollende Proze-
dur in Sachen „Verkehrsbe-
schilderung bei Treib- und 
Drückjagden“ im Vorder-

BJV-Besuch in Berlin trägt weitere Früchte:
 „60-Tagessatz-Regelung“ wird genauerer Prüfung unterzogen

Wie in der letzten Ausgabe 
berichtet, hat der BJV die An-
liegen der bayerischen Jäger 
in Sachen Waffenrecht beim 
Bundesinnenministerium in 
Berlin vorgetragen. Dieses 
Engagement macht sich be-
zahlt: Endlich ist es nun ge-
lungen, ein Ziel durchzuset-
zen, das der BJV schon lange 
verfolgt. Im Nachgang zu 
dem Besuch hat die CSU-Lan-
desgruppe bestätigt, dass die 

Unzuverlässigkeitsregelung 
im Waffenrecht künftig ei-
ner schärferen Einzelfallkon-
trolle unterworfen wird. Bis-
her werden Waffenbesitzer, 
die zu mehr als 60 Tagessät-
zen Strafe verurteilt werden, 
für waffenrechtlich unzuver-
lässig erklärt. Jetzt sollen alle 
Fälle, die keinen Waffen-, Ge-
walt- oder Trunkenheitsbe-
zug haben, sondern vielleicht 
Vermögens- oder Abgabede-

likte darstellen, besonders 
genau geprüft werden. Diese 
Vorgabe werde nach Plänen 
des Bundesinnenministeri-
ums im Januar 2011 in einer 
Verwaltungsvorschrift zum 
Waffengesetz festgehalten 
werden, so die CSU-Landes-
gruppe. Auch die Aufnahme 
des BJV in den Fachbeirat 
zum Waffengesetz werde 
vom Ministeriums weiter 
vorbereitet.

grund, bei der der BJV seit 
fast drei Jahren um eine ver-
nünftige Lösung ringt. Je-
doch werden ihm seitens der 
Politik immer größere Stei-
ne in den Weg gelegt, so dass 
bis dato trotz hohen Engage-
ments von Innenstaatsse-
kretär Eck keine absolut 
rechtssichere und doch kos-
tengünstige Alternative für 
die Jagdleiter existiert. „Die-
ses Hin und Her und die Un-
zuverlässigkeit der Politik 
sind dem einzelnen Bürger 
schwer vermittelbar“, so Vo-
cke. Er brachte auch die 
wachsende Bürokratisierung 
beim Forstlichen Gutachten 
sowie die Zuverlässigkeits-
frage im Waffenrecht zur 
Sprache. 
Neben BJV-Präsident Jürgen 
Vocke nahmen auch Günter 
Gabsteiger, Vorsitzender des 
Fischerzeugerrings Mittel-
franken, Wolfgang Kink, 
Erster Landesschützenmeis-
ter des Bayerischen Sport-

schützenbundes, Peter Win-
ter, MdL, Präsident des 
Bayerischen Blasmusikver-
bandes,  Landrat Georg Hu-
ber, Präsident des Bayeri-
schen Landesverbandes für 
Gartenbau und Landespfl e-
ge, Walter Weinzierl, Kassier 
des Bayerischen Trachten-
verbandes, und Alfred Stier, 
Vizepräsident des Landes-
fi schereiverbandes Bayern, 
(v. r.)  an dem Treffen teil. 
Ministerpräsident Seehofer 
versprach, sich der Anliegen 
der „staatstragenden Ver-
bände“, wie er sie bezeich-
nete, anzunehmen. 
„Wir wollen etwas ermögli-
chen und nicht verhindern“, 
sagte er. Man müsse aber se-
hen, was in vielerlei Hin-
sicht schon erreicht worden 
sei. Jetzt gehe es darum, die 
Dinge zu optimieren. Er 
schlug vor, die Gesprächs-
runde zu einer jährlichen 
festen Einrichtung zu ma-
chen.  Sch


